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Durchführung des Baugesetzbuchs 

Genehmigung von Flächennutzungsplänen sowie – soweit erforderlich – von Be-

bauungsplänen bzw. deren Änderung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Sie wissen, können anerkannte Umweltverbände seit der Änderung des Umwelt-

rechtsbehelfsgesetzes nunmehr auch Änderungen oder Neuaufstellungen von Flächen-

nutzungsplänen zum Gegenstand eines Normenkontrollverfahrens machen. Bei der ge-

richtlichen Überprüfung von Bebauungsplänen können Flächennutzungspläne jederzeit 

inzident, das heißt mittelbar zum Gegenstand gerichtlicher Kontrolle werden. Mein De-

zernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen – möchte daher 

mit der Genehmigung von Flächennutzungsplänen bzw. deren Änderung nach § 6 Abs. 1 

BauGB dazu beitragen, Ihnen eine noch rechtssicherere Planung zu ermöglichen. 

Ich bitte Sie daher, bei Genehmigungsanträgen nach § 6 Abs. 1 BauGB künftig sicherzu-

stellen, dass die Ausfertigung (der Änderung) des Flächennutzungsplans durch den Bür-

germeister sämtliche Unterlagen umfasst, die Bestandteil des Plans und damit meiner 

Genehmigung sind. 

Durch die Ausfertigung bestätigt der Bürgermeister oder dessen Vertreter, dass die zur 

Genehmigung vorgelegten Unterlagen mit den von der Gemeindevertretung beschlosse-

nen Planunterlagen übereinstimmen. 
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Bestehen die ausgefertigten Unterlagen, wie dies bei (Änderungen von) Flächennut-

zungsplänen der Fall ist, aus mehreren Bestandteilen (Plan, Begründung, Umweltbericht, 

gegebenenfalls Landschaftsplan), muss durch eine tatsächlich physische oder innere 

Verbindung dieser Bestandteile sichergestellt werden, dass die Identität sämtlicher Be-

standteile mit dem Beschluss der Gemeindevertretung bestätigt wird. 

In welcher Form Sie die Einhaltung dieser Anforderungen sicherstellen wollen, überlasse 

ich Ihnen. Ideal wäre eine Verbindung der Unterlagen, wie Sie sie von notariellen Urkun-

den kennen, das heißt eine Bindung der Bestandteile (der Änderung) des Flächennut-

zungsplans mit einer Schnur und einem Siegel. 

Ich werde bei der Genehmigung jedoch auch Verbindungen akzeptieren, die in anderer 

Weise sicherstellen, dass eine nicht ohne Weiteres trennbare Verbindung zwischen den 

Bestandteilen eines Flächennutzungsplans bzw. dessen Änderung besteht. Denkbar sind 

beispielsweise Verfahren mit Ösen oder Drahtschlingen. 

Gerne geben Ihnen die Mitarbeitenden meines Dezernates III 31.2 weitere Hinweise. Die 

vorherigen Ausführungen gelten auch in den Fällen, in denen ausnahmsweise die Ände-

rung oder Aufstellung eines Bebauungsplans meiner Genehmigung bedürfen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez.: Dezernatsleitung 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussgezeichnet. 

Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 


